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Basel pflegt eine Städtepartnerschaft mit Shanghai, der bedeutendsten Industriestadt der 
Volksrepublik China. Am 19. November 2007 haben der Basler Regierungsrat Dr. Carlo 
Conti und Vize-Bürgermeister TANG Dengjie in Shanghai einen Städtepartnerschaftsvertrag 
unterzeichnet. Danach wurde ein Memorandum of Understanding (MoU) für die 
Zusammenarbeit der beiden Partnerstädte für die Jahre 2008 bis 2010 kreiert und am 4. April 
2008 in Basel unterzeichnet. Dieses Dokument wird gemäss Angaben des Kantons seither 
regelmässig überprüft, um die Inhalte und Schwerpunkte der Städtepartnerschaft für die 
Periode von jeweils drei Jahren zu definieren. 

Die Volksrepublik China ist eine Parteidiktatur, in welcher Menschenrechte mit Füssen 
getreten werden. In kaum einem anderen Land werden so viele Todesstrafen ausgesprochen 
wie in China. Zahlreiche ethnische Minderheiten wie die Uiguren, Tibeter, Kasachen, Tataren 
oder Kirgisen werden in sogenannten Umerziehungslagern eingesperrt, gefoltert und getötet. 
Die Freiheitsrechte wie die Versammlungs- und Meinungsfreiheit sind für alle Menschen sehr 
stark eingeschränkt und mit der jahrelangen Ein-Kind-Politik existierte auch lange Zeit kein 
Recht auf Familie. Der autoritäre und rücksichtslose Kurs gegenüber Menschen wird zudem 
auch in Hongkong bedingungslos durchgesetzt. An dieser Stelle gilt festzuhalten, dass die 
hier kurz aufgeführte Liste der groben Menschenrechtsverletzungen durch die Volksrepublik 
China bei weitem nicht abschliessend ist. 

Angesichts dieser Tatsachen ist eine Städtepartnerschaft mit Shanghai für Basel ein 
absolutes No-Go. Die Zusammenarbeit mit Behörden in Shanghai ist gleichbedeutend mit 
einer Zusammenarbeit mit der kommunistischen Partei. Diese kommunistische Einheitspartei 
ist gleichzeitig für sehr viele Morde und Menschenrechtsverletzungen verantwortlich. Der 
Kanton Basel-Stadt muss sich klar zu den Menschenrechten bekennen und sollte keine 
partnerschaftlichen Geschäfte mit einem derart skrupellosen und demokratiefeindlichen 
System fabrizieren. Der immer wieder genannte positive Mehrwert dieser Partnerschaft 
erweist sich insgesamt als verhältnismässig klein und darf im Sinne der Demokratie und der 
Menschenrechte auch nicht überwiegen. Die Motionäre sind davon überzeugt, dass andere 
Städtepartnerschaften durchaus Sinn machen und wirtschaftlich, bildungs- oder 
gesundheitspolitisch gewisse Erfolge damit erzielt werden können. Dabei darf man aber nicht 
die eigenen Werte verlieren und deshalb ist die Städtepartnerschaft mit Shanghai nicht 
tragbar. 

Die Motionäre bitten deshalb den Regierungsrat, die Städtepartnerschaft mit Shanghai zu 
beenden und sämtliche damit in Verbindung stehenden Verträge und Vereinbarungen zu 
kündigen. 
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